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Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG);  

Erweiterung des Gleisanschlusses im BMW-Werk 2.40 in Dingolfing 

Planfeststellungsverfahren nach § 18 AEG  

 

Anlage: 1 Satz Planunterlagen (1 Ordner) 

Kostenrechnung 

 

Die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden Planfeststellungsbeschluss: 

 

 

I.    Der Plan der BMW AG für die Erweiterung eines Gleisanschlusses im 

BMW Werk 2.40 in Dingolfing wird auf deren Antrag vom 10.12.2024 

hin mit den in Ziffer II. aufgeführten Nebenbestimmungen festgestellt.  

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen: 

1b Erläuterungsbericht  

2.2 Übersichtsplan M 1:5.000 

3.1.1b Lageplan Blatt 01/04 M 1:500 

3.1.2b Lageplan Blatt 02/04 M 1:500 

3.1.3b Lageplan Blatt 03/04 M 1:500 

3.1.4b Lageplan Blatt 04/04 M 1:500 

3.2.1 Querschnitt km 26,5+17 M 1:100 

3.2.2 Querschnitt km 26,7+52 M 1:100 

3.2.3b Querschnitt km 26,9+52 M 1:100 

3.2.4b Querschnitt km 27,2+84 M 1:100 

3.3 Bauwerksplan Stützkonstruktion SÜ/PÜ Industriestraße M 1:100 

3.4.1a Baustelleneinrichtungsplan Blatt 01/04 M 1:500 

3.4.2a Baustelleneinrichtungsplan Blatt 02/04 M 1:500 

3.4.3a Baustelleneinrichtungsplan Blatt 03/04 M 1:500 

3.4.4a Baustelleneinrichtungsplan Blatt 04/04 M 1:500 

3.5.1b Leitungsbestands- und -umverlegeplan Blatt 01/04 M 1:500 

3.5.2b Leitungsbestands- und -umverlegeplan Blatt 02/04 M 1:500 

3.5.3b Leitungsbestands- und -umverlegeplan Blatt 03/04 M 1:500 

3.5.4b Leitungsbestands- und -umverlegeplan Blatt 04/04 M 1:500 

4b Bauwerksverzeichnis 

5.1.1 Lageplan Grunderwerb Blatt 01/04 M 1:500 

5.1.2 Lageplan Grunderwerb Blatt 02/04 M 1:500 

5.1.3b Lageplan Grunderwerb Blatt 03/04 M 1:500 

5.1.4 Lageplan Grunderwerb Blatt 04/04 M 1:500 

5.2 Grunderwerbsverzeichnis 

6.1b Landschaftspflegerischer Begleitplan 

6.2a Formblatt für die Feststellung der 

Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht 

7.1 Schall- und erschütterungstechnische Untersuchung – Betrieb 

7.2a Schall- und erschütterungstechnische Untersuchung - 

Erschütterung 

7.3a Schall- und erschütterungstechnische Untersuchung – Baulärm 

8. Gutachten zur elektromagnetischen Verträglichkeit 
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9.1.1b Lagepläne Einzugsflächen Entwässerung Blatt 01/02 M 1:500 

9.1.2b Lagepläne Einzugsflächen Entwässerung Blatt 02/02 M 1:500 

9.2b Entwässerungstechnische Berechnungen 

10.1 Geotechnischer Bericht 

10.2 Stellungnahme zum geotechnischen Bericht 

11a Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept 

12.1 leit- und sicherungstechnischer Übersichtslageplan 

elektronisches Stellwerk Bahnhof Dingolfing 

12.2 Prellbockberechnung 

12.3.1b Trassierungsplan Blatt 01/03 M 1:500 

12.3.2b Trassierungsplan Blatt 02/03 M 1:500 

12.3.3b Trassierungsplan Blatt 03/03 M 1:500 

12.3.4 Prüfbericht der fahrdynamischen Prüfung 

12.4b Beleuchtungsberechnung 

 

    

II. Nebenbestimmungen zur Entscheidung unter I.: 

 

1. Eisenbahnrecht; Eisenbahntechnik; Bauausführung; Baudurchführung 

   

1.1 Die Ausführungsplanung des Umbaus des Brückenbauwerks über die Kreis-

straße DGF 16 – Industriestraße – bei Bahn-km 26,85 einschließlich der Er-

weiterung der Berührungsschutze ist mit der Tiefbauverwaltung des Land-

kreises Dingolfing-Landau abzustimmen. 

 

1.2 Der konkrete Standort des Mastes 27-11a im Böschungsbereich der Staats-

straße 2074 – Landshuter Straße – ist im Detail im Rahmen der Ausfüh-

rungsplanung mit dem Staatlichen Bauamt Landshut abzustimmen. Auf An-

forderung des Staatlichen Bauamts Landshut hat die BMW AG gegenüber 

dem Staatlichen Bauamt Landshut statische Nachweise zu erbringen, dass 

durch die Errichtung des Masts die Standfestigkeit des Brückenbauwerks 

sowie der Staatsstraße in dem Bereich nicht beeinträchtigt werden.  

 
1.3 Die Ausführungsplanung sowie sämtliche Bauarbeiten, die die bestehenden 

Flächen der Deutschen Bahn (DB) AG betreffen und/oder auf diese oder de-

ren Entwässerung Auswirkungen haben, sind mit der DB AG abzustimmen. 

 

1.4 Sämtliche baulichen Anlagen sind nach den anerkannten Regeln der Tech-

nik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, technischen Bedin-

gungen und einschlägigen Regelwerke herzustellen. Die Gleisfeldbeleuch-

tung ist nach der Technischen Regel für Arbeitsstätten (ASR) A3.4 „Be-

leuchtung und Sichtverbindung“ mit einer mittleren Beleuchtungsstärke von 

10 Lux herzustellen. Hierzu sind der Regierung von Oberbayern, Landesei-

senbahnaufsicht Südbayern, auf Anforderung weitere aussagekräftige De-

tailpläne vorzulegen. 
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1.5 Vor Inbetriebnahme des neuen Gleisabschnittes müssen die angepasste 

Bedienungsanweisung bzw. Anweisung für den Eisenbahnbetrieb der Re-

gierung von Oberbayern, Landeseisenbahnaufsicht, vorgelegt werden. 

Ebenfalls vor Inbetriebnahme müssen die Eisenbahnanlagen im planfestge-

stellten Bereich durch die Landeseisenbahnaufsicht einer Sonderprüfung 

unterzogen werden. Die Sonderprüfung ist spätestens einen Monat vor der 

geplanten Inbetriebnahme bei der Regierung von Oberbayern anzuzeigen. 

 

1.6 Eine Inbetriebnahme der Elektrifizierung der Gleisanlagen darf erst erfolgen, 

nachdem die Berührungsschutze an der Brücke der Industriestraße bei 

Bahn-km 26,85 einschließlich Geh- und Radweg bei Bahn-km 26,89, an der 

Brücke der Landshuter Straße – Staatsstraße 2074 - bei Bahn-km 27,67 

einschließlich Geh- und Radweg bei Bahn-km 27,71 und an der Brücke der 

Brumather Straße bei Bahn-km 28,13 über die Bahnlinie erweitert und von 

der Landeseisenbahnaufsicht Südbayern im Rahmen einer Sonderprüfung 

abgenommen wurden. 

 

2. Naturschutz; Artenschutz 

 

2.1 Die planerischen und textlichen Festsetzungen der planfestgestellten Unter-

lage 6.1b, landschaftspflegerischer Begleitplan, sind vollständig zu beach-

ten. Über die in diesen Unterlagen dargestellten Eingriffe hinaus sind keine 

Eingriffe in Natur und Landschaft zulässig. Die in diesen Unterlagen darge-

stellten Maßnahmen sind exakt umzusetzen, soweit nicht durch die folgen-

den Nebenbestimmungen eine Modifizierung erfolgt. Die in Umsetzung die-

ser Maßnahmen neu angelegten Strukturen sind dauerhaft zu erhalten und 

fachgerecht zu pflegen. 

 

2.2 Die Ausgleichsflächen A1 und A2 sind spätestens bis zur Beendigung der 

Baumaßnahmen vollständig herzustellen. Bei der Herstellung der Aus-

gleichsflächen auf entstandenem Rohboden ist für die Etablierung der Pflan-

zendecke samenreiches Mähgut aus geeigneten artenreichen Wiesenle-

bensräumen oder Samenkonzentrat, das durch Druschverfahren aus fri-

schem Schnittgut oder Heu gewonnen wurde, zu verwenden. Bei der Aus-

gleichsmaßnahme A1 ist eine Erhaltungsdüngung nicht vorzunehmen. Bei 

der Ausgleichsmaßnahme A2 sind statt der Gehölzgruppe Obstbäume in ei-

nem Abstand von mindestens 10x10 m mit einem Stammumfang von 8 bis 

12 m zu pflanzen.  

 

2.3     Die Grundstücksflächen, auf welchen sich die Ersatzhabitate und Ausgleichs-

flächen befinden, sind auf Dauer für Zwecke des Biotop- und Artenschutzes 

zu verwenden. Alle anderen, dem in diesem Bescheid oder seinen Anlagen 

definierten Schutz- und Entwicklungsziel widersprechenden Nutzungen oder 

Handlungen sind zu unterlassen.  

Der Unterhaltungszeitraum wird mit 25 Jahren festgesetzt. Die Pflege der 

Kompensations- und Habitatflächen ist für diese Dauer durchzuführen. Die 

Flächen sind so lange zu erhalten, wie der Eingriff wirkt. Eine Intensivierung, 
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Umwandlung oder Beseitigung ist nur nach vollständigem Rückbau der 

planfestgestellten Anlagen zulässig und nur, wenn keine geschützten Bio-

tope entstanden sind oder andere gesetzliche Regelungen dem entgegen-

stehen.  

 

3. Immissionsschutz 

 

3.1      Während der Bauarbeiten sind Überschreitungen der Richtwerte der Allge-

meinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräu-

schimmissionen - (AVV Baulärm) nach dem Stand der Technik auf ein un-

vermeidbares Maß zu reduzieren. Hierzu sind insbesondere lärmarme Bau-

maschinen und Bauverfahren anzuwenden. Arbeiten mit lauten Baumaschi-

nen sind zur Einhaltung des § 7 Abs. 1 der Geräte- und Maschinenlärm-

schutzverordnung (32. BImSchV) sowie der AVV Baulärm ausnahmslos auf 

den Zeitraum von Montag bis Samstag 7 Uhr bis 20 Uhr zu begrenzen. 

 

3.2     Zum Schutz der Anwesen Finkenweg 5, Finkenweg 7, Bajuwarenstr. 6a und 

Bajuwarenstr. 12 in Dingolfing sind während der Bauphase an jedem Tag, 

an dem mindestens 6 Stunden an einem stationären Arbeitsort gearbeitet 

wird, der weniger als 200 m Luftlinie von der Fassade der jeweiligen Anwe-

sen entfernt ist, mobile Lärmschutzwände einzusetzen. 

 

3.3 Die BMW AG hat, sofern die betroffenen Grundstückseigentümer der BMW 

AG zu diesem Zweck ein Betreten ihres Grundstücks erlauben, eine stich-

probenhafte Überwachung der Baulärm- und baubedingten Erschütterungs-

situation an den Anwesen Finkenweg 5, Finkenweg 7, Finkenweg 11, Baju-

warenstr. 6a, Bajuwarenstr. 12 und Keltenstr. 6 in Dingolfing, während der 

gesamten Dauer der Bauarbeiten im Umfeld dieser Grundstücke durchzu-

führen, wobei diese bei erkennbar lärm- und erschütterungsintensiven Bau-

arbeiten mindestens einmal wöchentlich durchzuführen ist. Soweit sich aus 

dieser eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm oder 

der für den Erschütterungsschutz maßgeblichen technischen Regelwerke 

für einen längeren zusammenhängenden Zeitraum als zwei Wochen oder im 

Bereich der Gesundheitsgefährdung oder bei der Gefahr von Gebäudeschä-

den ergibt, sind weitere Schall- und/oder Erschütterungsschutzmaßnahmen 

in Abstimmung mit der örtlich zuständigen Immissionsschutzbehörde zu er-

greifen. Bis zur erfolgten Abstimmung sind immissionsintensive Bauarbeiten 

in diesem Bereich einzustellen. Die Ergebnisse der stichprobenhaften Unter-

suchungen sind den betroffenen Grundstückseigentümern auf deren Anfor-

derung hin unverzüglich mitzuteilen. 

 

3.4     Zur Eindämmung und Vermeidung von Staubemissionen sind während der 

Bauzeit geeignete Maßnahmen wie Beregnungseinrichtungen und Einsatz 

von Maschinen und Fahrzeugen mit Partikelfiltern zu treffen. 

 

4. Wasserrecht, Entwässerung 
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4.1       Bei der Dimensionierung, Ausführungsplanung und Bauausführung der Ent-

wässerungsanlagen sind die einschlägigen Arbeitsblätter und Merkblätter 

der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 

(DWA) zu beachten. 

 

4.2      Um eine Selbstabdichtung der Versickerungsanlage durch die in den Nieder-

schlagsabflüssen mitgeführten Stoffe zu vermeiden, hat die BMW AG Ab-

setzbereiche bzw. Filtereinrichtungen vorzuschalten, die auch mit einer Ein-

richtung zum Rückhalt von Leichtstoffen ausgerüstet sind.  

 

 

III. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Nebenbe-

stimmungen zur Entscheidung unter I. bleibt vorbehalten. 

 

 

IV. Die BMW AG hat die Kosten des Planfeststellungsverfahrens zu tra-

gen. Die Höhe der Kosten wird mit gesondertem Bescheid festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

 

A. Zuständigkeit 

 

Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern für die Eisenbahninfrastruktur im 

Regierungsbezirk Niederbayern und damit für den Erlass dieses Beschlusses ergibt 

sich aus § 18 AEG i. V. m. § 23 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der Verordnung 

über Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustVVerk).  

Die eisenbahnrechtliche Planfeststellung macht nahezu alle nach anderen Rechts-

vorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Er-

laubnisse, Bewilligungen, Eignungsfeststellungen und Zustimmungen entbehrlich 

gem. § 75 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).  

Nicht von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses umfasst ist 

lediglich nach § 19 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die wasserrechtli-

che Erlaubnis, welche ebenfalls von der Planfeststellungsbehörde gesondert aus-

zusprechen ist. Für das hier genehmigte Vorhaben ist jedoch, wie die Fachstellen-

anhörung ergeben hat, keine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.  

 

 

B. Verfahren  

 

1. Die Bayerische Motorenwerke (BMW) AG, Petuelring 130, 80788 München, 

im Folgenden Antragstellerin genannt, beantragte bei der Regierung von Oberbay-

ern mit Schreiben vom 10.12.2024, eingegangen bei der Regierung am 12.12.2024, 

den Plan für den Bau der Erweiterung des Gleisanschlusses ihres Werks 2.40 in 
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Dingolfing festzustellen. Mit Schreiben vom 13.02.2025, eingegangen bei der Re-

gierung von Oberbayern am selben Tag, reichte die Antragstellerin eine teilweise 

Änderung der Antragsunterlagen in Form der Tektur A ein.  

 

2. Die Regierung von Oberbayern hörte zum Antrag die Stadt Dingolfing, das 

Landratsamt Dingolfing-Landau und das Wasserwirtschaftsamt Landshut, dieses 

auch in seiner Eigenschaft als amtlicher Sachverständiger sowie als weitere Träger 

öffentlicher Belange die Regierung von Niederbayern, das Staatliche Bauamt 

Landshut und das Eisenbahn-Bundesamt an und beteiligte hausintern die techni-

sche Landeseisenbahnaufsicht. Sämtliche beteiligten Träger öffentlicher Belange 

äußerten sich zu den Antragsunterlagen.  

 

3. Die das Vorhaben darstellenden Pläne wurden nach vorheriger Bekanntma-

chung im Amtsblatt der Regierung von Oberbayern am 07.03.2025 und in der Lan-

dauer Neuen Presse sowie dem Dingolfinger Anzeiger am 08.03.2025 in der Zeit 

vom 10.03.2025 bis 09.04.2025 auf der Homepage der Regierung von Oberbayern 

unter https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/oeffent-

lichkeit/landesentwicklung_verkehr/index.html - unter „Eisenbahnrechtliche Anhö-

rungsverfahren“ – zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt. Innerhalb der Einwen-

dungsfrist wurden keine Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben. 

 

4. Die Antragstellerin nahm mit Schreiben vom 01.05.2025, eingegangen bei 

der Regierung von Oberbayern am 11.06.2025, ihrerseits zu den eingegangenen 

Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange Stellung. Zudem reichte sie am 

11.06.2025 gegenüber der bisherigen Planung geringfügig geänderte Planunterla-

gen, die Tektur B, ein, mit denen den Stellungnahmen der Träger öffentlicher Be-

lange Rechnung getragen wurde. Auch zur Tektur B hörte die Regierung von 

Oberbayern die betroffenen Träger öffentlicher Belange mit einer Frist von zwei 

Wochen an. 

 

5. Auf die Durchführung eines Termins zur Erörterung der Stellungnahmen der 

Träger öffentlicher Belange wurde nach § 18a Abs. 5 AEG verzichtet. 

 

 

C.       Umweltauswirkungen des Vorhabens; Umweltverträglichkeitsprüfung 

  

Eine gesonderte Prüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) ist für das Vorhaben in seinem zur Entscheidung anstehenden Umfang 

nicht erforderlich.  

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung eines Gleisan-

schlusses mit einer gesamten Gleislänge von unter 2.000 m. Für das Vorhaben war 

somit eine standortbezogene Vorprüfung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 UVPG i. V. m. Nr. 

14.8.1 der Anlage 1 zu § 7 UVPG durchzuführen.  

Gemäß § 7 Abs. 2 Sätze 2 und 3 UVPG prüft die zuständige Behörde in der ersten 

Stufe der standortbezogenen Vorprüfung, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche 

Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 zu § 7 UVPG aufgeführten 

Schutzkriterien vorliegen. Dies ist, wie die Antragstellerin in der Antragsunterlage 
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6.2a, Formblatt für die Feststellung der Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht, nach-

vollziehbar dargestellt hat und wie auch durch die Fachstellenanhörung im Verfah-

ren bestätigt wurde, nicht der Fall.  

Die Regierung von Oberbayern hat deshalb mit Bekanntmachung vom 25.06.2025 

festgestellt, dass für das vorstehende Projekt eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

entfällt.  

 

 

D. Beschreibung des Vorhabens  

 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Verlängerung des bestehenden, von 

Osten kommenden bisherigen Stumpfgleises A und des nördlich davon liegenden 

Stumpfgleises B sowie den Anschluss neuer Weichen in das Streckengleis der DB 

5634 Landshut Hauptbahnhof – Bayerisch Eisenstein am Westkopf des Werkes 

2.40 der Antragstellerin in Dingolfing. Das Werk befindet sich links, also nördlich 

der Strecke etwa bei Bahn-km 27,44. Die bisherigen Abstellgleise A und B liegen 

außerhalb des Werksgeländes, links der Strecke 5634, in paralleler Lage von ca. 

Bahn-km 27,32 bis ca. Bahn-km 27,65 im Westkopf des Bahnhofs Dingolfing, das 

Gleis A etwa 6,61 bis 8,14 m nördlich des Streckengleises und das Gleis B etwa 

4,50 m nördlich des Gleises A. Die Verlängerung der Gleise, die eine neue ge-

samte Nutzlänge von jeweils etwa 839 m pro Gleis erhalten sollen, soll bei etwa 

Bahn-km 26,57 westlich der Brücke der Industriestraße über die Bahnlinie wieder 

an das Streckengleis der DB angeschlossen werden.  

Zusätzlich umfasst das Vorhaben ein neues Abstellgleis für die Abstellung von E-

Loks und die mobile Instandhaltung schadhafter Waggons sowie als Sicherungs-

länge für die Ausfahrt aus Gleis B Richtung Landshut. Das Gleis zweigt im Westen 

bei etwa Bahn-km 26,60 vom geplanten verlängerten Gleis A ab und führt rund wei-

tere 185 m nach Westen, wo es kurz vor dem Finkenweg, der bei Bahn-km 26,347 

die Bahnstrecke höhengleich quert, mit einem Bremsprellbock endet. 

Alle neuen Gleise werden in Schotteroberbau verlegt. 

Die neuen Gleise sowie der Anlagenbestand bis zur Anschlussweiche im Bahnhof 

Dingolfing werden elektrifiziert. Es sind Flach- und Winkelmaste aus Stahl nach 

dem Regelwerk der DB geplant. Zur Freihaltung der Oberleitung ist ein Rückschnitt 

der vorhandenen Vegetation vorgesehen. Unter den Brücken der Industriestraße – 

Kreisstraße DGF 16 - bei Bahn-km 26,85 einschließlich Geh- und Radweg bei 

Bahn-km 26,89, der Landshuter Straße – Staatsstraße 2074 - bei Bahn-km 27,67 

einschließlich Geh- und Radweg bei Bahn-km 27,71 und der Brumather Straße bei 

Bahn-km 28,13 ist eine Kettenwerksabsenkung vorgesehen. Die Mindestfahrdraht-

höhe beträgt durchgehend 5,05 m über Schienenoberkante. Für die Einbindung der 

Gleise der Antragstellerin in die bestehende Oberleitung der DB-Gleise ist auch de-

ren Oberleitung auf einer Länge von etwa 880 m umzubauen. 

Zusätzlich ist für die neuen Gleise eine Gleisfeldbeleuchtung durch etwa 14 m hohe 

Stahlrohrmasten geplant sowie zusätzlich im Bereich der Unterquerung der Indust-

riestraße eine bodennahe Beleuchtung entlang der Schienen. 

Das Vorhaben beinhaltet darüber hinaus den Bau von zwei maximal 1 m hohen 

Winkelstützwänden zur Abfangung des Gleiskörpers von etwa Bahn-km 26,54 bis 

26,70 und von etwa Bahn-km 26,90 bis 26,94 sowie einer Winkelstützwand bei der 
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Brücke der Industriestraße, um die Breite zur Durchführung der zwei  Gleise ein-

schließlich der Elektrifizierung unter dem Bauwerk zu gewährleisten; außerdem von 

drei Rangiererwegen zwischen Streckengleis und Gleis A, zwischen Gleis A und 

Gleis B sowie nördlich des Gleises B. Überwege sollen aus glasfaserverstärkten 

Kunststoffplatten hergestellt werden. An mehreren Weichen sollen Weichenheizun-

gen eingebaut werden. Auch werden die Berührungsschutze an der Brücke der In-

dustriestraße bei Bahn-km 26,85 einschließlich Geh- und Radweg bei Bahn-km 

26,89 über die Bahnlinie erweitert. Mehrere Spartenleitungen und Kabel müssen 

als Folge der Baumaßnahme umverlegt werden. 

Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen sind auf zwei Flächen im Eigentum 

der Antragstellerin im Westen und Nordwesten des Werks sowie einer externen 

Ökokontofläche im Landkreis Traunstein geplant. 

Die Baumaßnahme kann zum Großteil ohne Behinderung des Bahnbetriebs der 

DB-Strecke erfolgen. Für Tätigkeiten, die nicht unter Aufrechterhaltung des Betriebs 

durchgeführt werden können, soll das angemeldete Sperrpausenfenster des Pro-

jektes G.016180066, Neubau ESTW A Dingolfing, der DB AG vom 16. bis 

18.08.2025 und vom 22. bis 25.08.2025 genutzt werden. 

Eine umzäunte und befestigte Baustelleneinrichtungsfläche ist unmittelbar nördlich 

der Neubaugleise etwa 100 m westlich der Unterquerung der Industriestraße vorge-

sehen. 

Die Bauarbeiten sollen tagsüber von 7 bis 20 Uhr an Werktagen stattfinden. In Ab-

stimmung mit der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin kann die Bahnstrecke während 

der Durchführung der Baumaßnahmen zeitweise gesperrt werden. Der Asphalt-

oberbau der Feuerwehrumfahrung muss bauzeitlich vorübergehend zurückgebaut 

und im Anschluss wiederhergestellt werden, wobei vorgesehen ist, die Befahrbar-

keit in Abstimmung mit der Werksfeuerwehr aufrechtzuerhalten. 

 

 

E.    Planrechtfertigung – planerische und verkehrliche Würdigung und Abwä-

gung 

 

Die Abwicklung eines möglichst hohen Verkehrsanteils mittels der Eisenbahn ist 

verkehrspolitische Zielsetzung im Freistaat Bayern, in der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Europäischen Union. Aus diesem Grund liegt der Bau von Anlagen 

des Eisenbahnbetriebs allgemein im öffentlichen Interesse. 

Die Planrechtfertigung des konkreten Vorhabens liegt vor. 

Aus Nachhaltigkeits- und Umweltschutzaspekten soll der Verkehr im Werk der An-

tragstellerin vermehrt auf die Schiene verlagert werden. 

Die bisherigen Werkabstellgleise A und B sind Stumpfgleise und bieten nur eine be-

grenzte Abstellnutzlänge, die die Anforderungen für den stabilen Ablauf des 

Produktionsbetriebs nicht erfüllen. Darüber hinaus bietet die aktuelle Gleisinfra-

struktur der Antragstellerin keine Abstellmöglichkeit für E-Loks, sodass diese nach 

Landshut zurückfahren müssen. 

Für die Antragstellerin besteht anlässlich der Steigerung von Produktionszahlen 

das Bedürfnis, die Kapazitätsgrenze für Neufahrzeugvorkommen sowie die Entsor-

gung von Schrott und Ersatzteilen zu erhöhen. Zudem soll ein stabiler Betriebsab-

lauf sichergestellt werden. Gemäß dem von der Antragstellerin ermittelten Bedarf 
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muss durch die Erweiterung der Gleisanlagen Kapazität für die Abfertigung von 8 

Ganzzügen - 24 Waggons - und 10 Schrottwagons geschaffen werden. 

Die Erweiterungsmaßnahme, die nunmehr eine weitere Gleisverbindung vom DB-

Streckengleis aus Richtung Landshut zum Werk der Antragstellerin schafft, redu-

ziert zudem die Abhängigkeit der Produktionsprozesse der Antragstellerin von der 

Kapazität des Bahnhofs Dingolfing. 

Eine Planrechtfertigung ist gegeben, wenn für das beabsichtigte Vorhaben gemes-

sen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsrechts ein Bedarf besteht, 

die geplante Maßnahme unter diesem Blickwinkel also erforderlich ist. Dies wurde 

hier von der Antragstellerin in ausreichendem Maße dargelegt. 

Deren vorgelegtes Gesamtkonzept ist schlüssig.  

Die Erweiterung des Gleisanschlusses entspricht dem fachplanerischen Ziel des § 

1 Abs. 1 AEG, ein attraktives Verkehrsangebot auf der Schiene zu gewährleisten 

und, wie die Behördenanhörung im Verfahren ergeben hat, dem landesplaneri-

schen Grundsatz der Optimierung des Güterverkehrs und der Schaffung ausrei-

chender Schnittstellen für die Kombination verschiedener Verkehrsträger. 

Für eine alternative Anordnung oder Dimensionierung der Erweiterungsgleise konn-

ten im Verfahren keine sich aufdrängenden besseren Varianten ermittelt werden.  

Nach Prüfung der Alternativenuntersuchung kommt die Regierung von Oberbayern 

zum Ergebnis, dass die Erweiterung des Gleisanschlusses der Antragstellerin am 

konkreten Ort und in der konkret gewählten Form vernünftigerweise geboten ist. 

Die mit dem Planfeststellungsantrag gewählte Planung ist für die von der Abwä-

gung berührten öffentlichen und privaten Belange die schonendste Planungsvari-

ante. 

 

 

F. Auswirkungen des Vorhabens; Berücksichtigung öffentlicher Belange 

 

1. Grundstücke 

 

Die Antragstellerin hat substantiiert und schlüssig dargelegt, dass ihr die für das 

Vorhaben benötigten Grundstücke zur Verfügung stehen. Die Grundstücke stehen 

im Eigentum der Antragstellerin, wurden durch sie gepachtet oder stehen ihr über 

Bauerlaubnisvereinbarungen, Ringtauschverfahren oder persönliche Dienstbarkei-

ten zur Verfügung. 

 

2. Eisenbahnrecht; Eisenbahntechnik; Bauausführung; Baudurchführung 

 

Die Ausführungsplanung des Umbaus des Brückenbauwerks über die Kreisstraße 

DGF 16 – Industriestraße – bei Bahn-km 26,85 sowie der Erweiterung der Berüh-

rungsschutze an dieser Stelle ist mit der Tiefbauverwaltung des Landkreises Din-

golfing-Landau abzustimmen. Diesbezüglich wird die Nebenbestimmung II.1.1 fest-

gesetzt. Die neu herzustellende Stützwand stellt ein Ingenieurbauwerk dar, das re-

gelmäßig zu prüfen ist. 

Der konkrete Standort des Mastes 27-11a im Böschungsbereich der Staatsstraße 

2074 – Landshuter Straße – ist im Detail im Rahmen der Ausführungsplanung mit 

dem Staatlichen Bauamt Landshut abzustimmen. Auf Anforderung des Staatlichen 
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Bauamts hat die Antragstellerin gegenüber dem Staatlichen Bauamt Landshut stati-

sche Nachweise zu erbringen, dass durch die Errichtung des Masts die Standfestig-

keit des Brückenbauwerks sowie der Staatsstraße in dem Bereich nicht beeinträch-

tigt werden. Dies wird durch die Nebenbestimmung II.1.2 sichergestellt. 

Die Ausführungsplanung sowie sämtliche Bauarbeiten, die die bestehenden Flä-

chen der DB AG betreffen und/oder auf diese oder deren Entwässerung Auswirkun-

gen haben, sind mit der DB AG abzustimmen. Dies wird durch die Nebenbestim-

mung II.1.3 sichergestellt. 

Nicht Bestandteil des Antrags ist die Erweiterung der Leit- und Sicherungstechnik, 

durch welche die Anschlussweichen W301/W304 und W401/W402 in das DB-Stell-

werk integriert werden und die entsprechende Signalisierung geplant wird. Hierfür 

beabsichtigt die DB InfraGO AG, separat ein Planfeststellungsverfahren beim Ei-

senbahn-Bundesamt zu beantragen. 

Die Berührungsschutze an der Brücke der Industriestraße bei Bahn-km 26,85 ein-

schließlich Geh- und Radweg bei Bahn-km 26,89, an der Brücke der Landshuter 

Straße – Staatsstraße 2074 - bei Bahn-km 27,67 einschließlich Geh- und Radweg 

bei Bahn-km 27,71 und an der Brücke der Brumather Straße bei Bahn-km 28,13 

über die Bahnlinie müssen im Zuge der Elektrifizierung der neuen Gleisanlagen er-

weitert werden. Während bei der Brücke der Industriestraße die Antragstellerin dies 

selbst vornimmt, hat sie für die Brücken der Landshuter Straße einschließlich Geh- 

und Radweg sowie der Brumather Straße mit dem zuständigen Straßenbaulastträ-

ger, dem Staatlichen Bauamt Landshut, vereinbart, dass die Erweiterung 

des Berührschutzes im Rahmen des koordinierten Erhaltungs- und Bauprogramms 

durch den Straßenbaulastträger vorgenommen wird. Diesbezüglich wird die Neben-

bestimmung II.1.5 festgesetzt. 

Betriebsanlagen der Bahn müssen gemäß § 4 Abs. 1 AEG den Anforderungen der 

öffentlichen Sicherheit genügen. Die eisenbahntechnische Prüfung hat ergeben, 

dass die vorgelegte Genehmigungsplanung unter Beachtung der Nebenbestimmun-

gen II.1.1 bis II.1.5 aus eisenbahntechnischer Sicht für die Zwecke der Planfeststel-

lung vollständig ist und keine unzulässigen Planungsgrößen verwendet wurden. 

Bei der Bauausführung der Gleisanlage sind die geltenden Rechtsvorschriften und 

Regeln der Technik zu beachten. Dazu gehören unter anderem die Eisenbahn-Sig-

nalordnung (ESO), die Vorschrift für die Bedienung von Signalanlagen für nicht 

bundeseigene Eisenbahnen (Sig-VB-NE), die Oberbau-Richtlinien für nichtbundes-

eigene Eisenbahnen (Obri-NE) samt Anhang, die Unfallverhütungsvorschrift "Schie-

nenbahnen" der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) (DGUV Vor-

schrift 73) sowie die Unfallverhütungsvorschrift "Arbeiten im Bereich von Gleisen" 

der DGUV (DGUV Vorschrift 78). Dieser Entscheidung liegt zugrunde, dass alle 

einschlägigen Rechtsvorschriften beachtet werden sowie das allgemein anerkannte 

technische sowie das berufsgenossenschaftliche Regelwerk angewandt wird.   

 

3. Naturschutz; Artenschutz 

 

Im Arten- und Biotopschutzprogramm des Landkreises Dingolfing-Landau sind dem 

von der Baumaßnahme betroffenen Bereich keine Ziele oder Schwerpunktgebiete 

zugewiesen. In der Karte der Artenschutzkartierung Bayern finden sich im Pla-

nungsgebiet keine Nachweispunkte. 
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Im Planungsgebiet liegen weder Schutzgebiete nach der Fauna-Flora-Habitat-

Richtlinie noch festgesetzte Schutzgebiete nach der Vogelschutzrichtlinie. Land-

schafts-, Naturschutz-, Wasserschutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile, 

Naturparke oder Naturdenkmale sind von der Planung nicht betroffen. 

Durch die Planung werden keine Biotopverbundachsen oder Wanderkorridore be-

einträchtigt. Es befinden sich keine geschützten Böden im Untersuchungsgebiet. 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft entstehen insbesondere durch Neu-

versiegelung und Überbauung von bislang weitestgehend unversiegelten Flächen. 

Mit der Durchführung der Baumaßnahme ist eine vorübergehende Flächeninan-

spruchnahme für Baustraßen, Lagerflächen und für das eigentliche Baufeld der An-

lage verbunden. 

Im Vorfeld ist eine Baufeldfreimachung erforderlich, die im Wesentlichen die Ro-

dung der im Baubereich befindlichen Gehölze umfasst. 

Es wird als Arbeitsbereich das Flurstück der DB Netz AG nördlich der bestehenden 

Gleisanlage zuzüglich erforderlicher Flächen im Norden, insbesondere Baustellen-

einrichtungsflächen, von insgesamt etwa 3.250 m² in Anspruch genommen. Außer-

dem sieht das Bauvorhaben eine Oberflächenbefestigung durch Schienenkörper, 

Rangierwege und technische Anlagen von etwa 9.100 m² vor. Weiterhin kommt es 

während der Bauzeit zu optischen und akustischen Störungen durch die Bauma-

schinen und den Baustellenverkehr.  

Die Freiflächen des Vorhabensgebiets werden derzeit überwiegend extensiv ge-

nutzt. Im Norden grenzen landwirtschaftlich sowie energiewirtschaftlich genutzte 

Flächen und Industriestandorte an. 

Westlich der Unterführung der Industriestraße verläuft im Bereich von der Grenze 

des Planungsgebiets bis zur Unterführung mittig ein Grasweg. Die Flächen zwi-

schen Grasweg und Bahngleisen sind hier von einem artenarmen Saum und Stau-

denfluren bewachsen, als Neophyten sind Goldrute, Sommerflieder zu nennen. Da-

ran anschließend entwickelt sich die Fläche zu einem höherwertigen Biotop- und 

Nutzungstyp mit einer Gebüsch-, Heckenstruktur überwiegend zusammengesetzt 

aus den Arten Hartriegel, Kratzdistel, Acker-Schachtelhalm und Reitgras. 

Nördlich des Wirtschaftsweges grenzen land- und energiewirtschaftlich genutzte 

Flächen, eine teilversiegelte Photovoltaikanlage, mäßig extensiv genutztes, artenar-

mes Grünland und eine Ackerfläche an. Die Böschungsflächen der Unterführung 

sind beidseitig mit dem Biotop- und Nutzungstyp Gebüsche und Hecken stickstoff-

reicher, ruderaler Standorte zu bezeichnen. 

Westlich der Unterführung ist der Biotop- und Nutzungstyp frischer bis mäßig tro-

ckener Standorte mit den Arten breitblättrige Lichtnelke, gewöhnlicher Dost, Schaf-

garbe, Skabiose, Spitzwegerich, Labkraut und inselförmig Hartriegel anzutreffen. 

Der Saum setzt sich über die gesamte Vorhabensfläche zwischen Gleiskörper im 

Süden und Industrie- und Gewerbegebietsfläche im Norden fort. Innerhalb der Flä-

che befindet sich ein junger Nussbaum, der in der Bestands- und Konfliktkarte im 

landschaftspflegerischen Begleitplan, planfestgestellte Unterlage 6.1b, gesondert 

dargestellt ist. Weitere Gehölze befinden sich im Anschlussbereich zum Bestands-

gleis, insbesondere eine Baumgruppe mittlerer Ausprägung bestehend aus 

Schwarzpappel und Birke. Im Bereich der Bestandsgleise sind die Gleisanlagen 

mittig von einem artenarmen Saum und Staudenfluren bewachsen. Im Bereich un-

mittelbar westlich der Überführung Landshuter Straße befindet sich Gehölzbestand, 



 
 
 
 
 
 

 - 13 - 

 

bestehend aus den heimischen Baumarten, Birke, Weide, Pappel und Feldahorn; 

östlich der Unterführung befindet sich Gebüsch mit heimischen Arten bestehend 

aus Feldahorn, Liguster, Hasel und Hartriegel. Zwischen den Gehölzgruppen ver-

läuft ein Abschnitt des Gewässers Moosableiter außerhalb des Baubereichs. 

Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erfolgte nicht. Nach Abstimmung der 

Antragstellerin mit den örtlich zuständigen Naturschutzbehörden hinsichtlich poten-

zieller Vorkommen der nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 

streng geschützten Zauneidechsen wurde ein Worst-Case-Szenario angenommen 

und es wurden bereits im Frühjahr 2024 Zauneidechsen bei mindestens 5 Bege-

hungen bei trockener und sonniger Witterung mit über 15 Grad Celsius abgefangen 

und in ein neu angelegtes, 2.461 m² großes Ersatzhabitat mit Wurzelstöcken, Tot-

holz- und Steinhaufen auf Teilflächen der Flur-Nummern 2020, 2001, 2002 und 

2003 der Gmkg. Teisbach nordwestlich des BMW-Werks umgesiedelt. 

Daten aus der Artenschutzkartierung liegen für den Eingriffsraum nicht vor. 

Die Bäume und Sträucher im Vorhabensgebiet dienen als mögliches Brut- und 

Nahrungshabitat für Brutvögel. Die Bäume wurden am 06.09.2023 - Gehölzbestand 

Gleisneubau - und am 30.10.2024 - Gehölzbestand Gleisbestand - auf potenzielle 

Quartierstrukturen sowie Vogelnester mittels Fernglas untersucht. Es konnten keine 

Höhlen, Rindenabplatzungen oder Spalten ausfindig gemacht werden, welche als 

Lebensstätten von Höhlenbrütern oder Fledermäusen dienen könnten. Die zu ro-

denden Gehölze wiesen zum Zeitpunkt der Begehungen auch keine Brutvogelnes-

ter auf. 

Der wesentliche Eingriff besteht in der teilweisen Versiegelung durch Gleiskörper, 

Rangierwege und der Vollversiegelung von Kabeltrögen, Dränbetonrohr und Fun-

damente. Dabei werden durch Überbauung etwa 7.000 m² teilweise versiegelt und 

ca. 2.000 m² voll versiegelt. 

Der Kompensationsbedarf nach der Bayerischen Kompensationsverordnung (Bay-

KompV) beträgt nach der nachvollziehbaren Berechnung in der planfestgestellten 

Unterlage 6.1b, landschaftspflegerischer Begleitplan, 28.255 Wertpunkte. 

Um die Eingriffe in Natur und Landschaft möglichst gering zu halten, sind in den 

Antragsunterlagen folgende Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen vorgese-

hen: 

Maßnahme V1: Aufstellen eines Amphibienschutzzaunes mit Überstiegshilfen je 20 

m bis Ende Februar; Standort und Funktionalität sind ab der Errichtung und folgend 

alle 3 Wochen durch eine Umweltbaubegleitung zu kontrollieren. Die Maßnahme 

wurde von der Antragstellerin bereits im Jahr 2024 umgesetzt. 

Maßnahme V2: Um umliegend brütende Vögel nicht zu stören, werden die nötigen 

Rodungsmaßnahmen - bodennahe Fällung - außerhalb der Vogelbrutzeit, also zwi-

schen Anfang Oktober und Ende Februar gemäß den gesetzlichen Vorgaben des § 

39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG durchgeführt. Die Entfernung der Wurzelstöcke 

hat während der Aktivitätsphase der Zauneidechsen zu erfolgen von Mitte März bis 

Ende Juli. 

Maßnahme V3: Mahd ab 15.03.2023; die Mahd hat schonend mit einem Balkenmä-

her zu erfolgen, das Mähgut ist abzuführen. 

Weitere Vermeidungsmaßnahmen sind die Beauftragung einer Umweltbaubeglei-

tung; die dazu erforderlichen Leistungen sind mit der unteren Naturschutzbehörde 
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abzustimmen. Überschüssiges Aushubmaterial soll spätestens nach Ende der Bau-

maßnahme abtransportiert und fachgerecht verwertet werden. 

Temporär beeinträchtigte Flächen sind nach Fertigstellung der Maßnahme ent-

sprechend dem Ausgangszustand wieder herzustellen. 

Als CEF-Maßnahme ist in den Antragsunterlagen vorgesehen das Abfangen von 

Zauneidechsen von Anfang April bis Ende Mai bei mindestens 5 Begehungen bei 

trockener und sonniger Witterung mit über 15 Grad Celsius und deren Umsiedlung 

in ein neu angelegtes, 2.461 m² großes Ersatzhabitat mit Wurzelstöcken, Totholz- 

und Steinhaufen auf Teilflächen der Flur-Nummern 2020, 2001, 2002 und 2003 der 

Gmkg. Teisbach nordwestlich des BMW-Werks südlich der Autobahn A92. Dieses 

Ersatzhabitat bildet gleichzeitig als Ausgleichsmaßnahme A1 eine Ausgleichsmaß-

nahme für die weiteren projektbedingten Eingriffe in Natur und Landschaft und um-

fasst neben den Habitatstrukturen für die Zauneidechse die Nutzungsextensivie-

rung und Entwicklung eines Trockenbiotops Flachlandmähwiese. Die CEF-Maß-

nahmen und die Maßnahme A1 wurden von der Antragstellerin bereits umgesetzt. 

Als weitere Ausgleichsmaßnahme A2 ist vorgesehen Entsiegelung, Rückbau und 

Entwicklung einer artenreichen extensiven Wiese mit einer heimischen Gehölz-

gruppe nach Rückbau der Geothermie-Anlagen und Entsiegelung der Fläche auf 

Teilflächen der Flur-Nummern 1935 und 1935/4 der Gmkg. Teisbach mit einer Ge-

samtfläche von 415 m² westlich des BMW-Werks. 

Da, wie die Antragstellerin in der planfestgestellten Unterlage 6.1b, landschaftspfle-

gerischer Begleitplan, nachvollziehbar ausführt, der durch die vorliegende Planung 

erforderliche Kompensationsbedarf nicht vollumfänglich im direkten Maßnah-

menumfeld abgedeckt werden kann, wird der zusätzliche Kompensationsbedarf  

über die Ökokontofläche einer Teilfläche von 4.000 m² der Fl.-Nr. 1539/1 der Gmkg. 

Schnaitsee im Landkreis Traunstein in Oberbayern abgedeckt. 

Ausgangszustand der Fläche ist intensiv genutztes Grünland. Für die Kompensa-

tion des Eingriffs wird auf der Fläche ein Streuobstbestand im Komplex mit artenrei-

chem Extensivgrünland, junge bis alte Ausprägung, angelegt und entwickelt.  

Auf der Fläche werden 13 Obstbaumhochstämme gepflanzt unter Verwendung tra-

ditioneller und regionaler Sorten. Der Pflanzabstand beträgt 8 bis 15 m. Die Obst-

bäume sind gegen Verbiss zu schützen. Der Einsatz von Düngemitteln und Pestizi-

den auf der gesamten Fläche ist nicht gestattet. Zudem ist auf der Fläche eine Initi-

alsaat mit einem zertifizierten, autochthonen Wildpflanzensaatgut gesicherter regio-

naler Herkunft oder mit Heumulchsaat von einer geeigneten Spenderfläche durch-

zuführen. Der Einsatz von Dünger und Pflanzenschutzmitteln ist hier ebenfalls nicht 

gestattet.  

Bei den Obstbäumen sind ein Pflanzschnitt und in den ersten 5 bis 10 Jahren regel-

mäßig Erziehungsschnitte durchzuführen.  Zur weiteren Pflege des artenreichen 

Extensivgrünlands wird eine ein- bis zweimalige Mahd pro Jahr durchgeführt, alter-

nativ eine Beweidung mit Schafen.  

Durch das Einhalten der in der landschaftspflegerischen Begleitplanung aufgeführ-

ten Vermeidungs- und Minimierungs- sowie Ausgleichsmaßnahmen können Ge-

fährdungen und Beeinträchtigungen streng und europarechtlich geschützter Tier- 

und Pflanzenarten sowie derer Lebensstätten und Nahrungs- sowie Jagdhabitate 

ausgeschlossen werden. 
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An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 40 Abs. 1 BNatSchG zur 

Herstellung dieser Flächen nur heimische Pflanzenarten aus gebietseigener Her-

kunft ausgebracht werden dürfen. 

Bei Umsetzung der in der planfestgestellten Unterlage 6.1b, landschaftspflegeri-

scher Begleitplan, festgesetzten Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

ist nicht von einem Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 

Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG auszugehen. Auch im Übrigen können die Betrof-

fenheiten von Natur und Landschaft sowie die Beeinträchtigung geschützter Tierar-

ten durch die in den genannten planfestgestellten Unterlagen vorgesehenen Maß-

nahmen, hinsichtlich deren Einhaltung vorsorglich die Nebenbestimmung II.2.1 fest-

gesetzt wird, und die zusätzliche Beachtung der festgesetzten Nebenbestimmun-

gen II.2.2 und II.2.3, die auch die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 15 und 17 

BNatSchG sicherstellen, ausreichend kompensiert werden.   

 

4.  Immissionsschutz 

 

a. Schutz vor Schalleinwirkungen aus dem Betrieb der Gleisanlage 

 

Die Antragstellerin hat den Antragsunterlagen eine schalltechnische Untersuchung  

der Ingenieurgesellschaft Peter Mutard beigefügt, welche als Unterlage 7.1  

Bestandteil der planfestgestellten Unterlagen ist. In dieser werden der Betrieb der 

Gleisanlage nach der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) beurteilt. 

Maßgebliche Immissionsorte befinden sich im Bereich südlich und westlich des 

BMW-Werks 02.40 Dingolfing entlang der Bahnstrecke. Die schalltechnische Unter-

suchung kommt zur Prognose, dass eine Erhöhung der Immissionsbelastung an 

sämtlichen Anwesen, die sich im Bereich der Baumaßnahme befinden, nach der 

Betriebsaufnahme nicht stattfinden wird. 

Nach Beteiligung der Fachstellen im Verfahren hat die Regierung von Oberbayern 

keine Zweifel an der Plausibilität des Gutachtens. Schalleinwirkungen aus dem Be-

trieb der Gleisanlage stehen somit der Genehmigung des beantragten Vorhabens 

nicht entgegen und es ist insoweit auch keine Festsetzung gesonderter Nebenbe-

stimmungen erforderlich. 

 

b. Schutz vor Erschütterungen und Sekundärluftschall 

 

Auch hinsichtlich durch den Eisenbahn- und Straßenbetrieb verursachter Erschütte-

rungen bestehen angesichts des geringen Umfangs der zusätzlichen Belastungen 

keine Zweifel daran, dass Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästi-

gungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden.  

 

c. Schutz der Anwohner vor Schallimmissionen und Erschütterungen während der 

Bauzeit  

 

Hinsichtlich des Schutzes der Anwohner vor Immissionen während der Bauzeit hat 

die Antragstellerin den Antragsunterlagen ebenfalls eine fachgutachterliche Prog-

nose zum Baulärm der Ingenieurgesellschaft Peter Mutard beigefügt, welche als 

Unterlage 7.3a Bestandteil der planfestgestellten Unterlagen ist. In dieser werden 
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die Auswirkungen des Baues der Gleise nach der AVV Baulärm beurteilt. Ausfüh-

rungen zu baubedingten Erschütterungen enthält die ebenfalls vom Ingenieurbüro 

Peter Mutard angefertigte schall- und erschütterungstechnische Untersuchung – Er-

schütterung, die als Unterlage 7.2a Bestandteil der planfestgestellten Unterlagen 

ist. Die Untersuchungen kommen zum Ergebnis, dass an angrenzenden Gewerbe-

gebäuden während der Bauphase ein höheres Risiko von schädlichen Schall- und 

Erschütterungseinwirkungen entsteht. Auch an angrenzenden Wohngebäuden in 

der Umgebung ist mit einem höheren Risiko von störenden Immissionen zu rech-

nen. 

Nach Beteiligung der Fachstellen im Verfahren hat die Regierung von Oberbayern 

auch an der Plausibilität dieser Gutachten keine Zweifel.  

Zur Verbesserung des Schutzes der Anwohner gegen Baulärm und baubedingte 

Erschütterungen werden vorsorglich die Nebenbestimmungen II.3.1 bis II.3.3 ange-

ordnet. Die Verwendung mobiler Lärmschutzwände kann darüber hinaus auch nach 

Ermessen der Antragstellerin erfolgen in Fällen, die von der Nebenbestimmung 

II.3.2 nicht erfasst sind. 

 

d. Schutz vor Staub- und Schadstoffbelastung 

 

Eine relevante Erhöhung der Immissionen auf anliegenden Grundstücken findet 

durch die Gleisverlängerungen gegenüber der bisherigen Situation nicht statt. Die 

bestimmungsgemäße Nutzung der Gleisanlagen führt zudem im Ergebnis zur Ver-

minderung des überörtlichen Güterverkehrs auf der Straße; die hiervon als Stra-

ßenanlieger und Verkehrsteilnehmer betroffenen Menschen werden damit entlastet. 

Die Festsetzung der Nebenbestimmung II.3.4 ist im Hinblick auf Staubemissionen 

während der Bauzeit ausreichend. 

 

5.    Wasserrecht, Entwässerung 

 

Das Vorhaben befindet sich außerhalb von Überschwemmungs- und Wasser-

schutzgebieten. Gemäß BayernAtlas Plus befindet sich das Planungsgebiet aller-

dings in einem wassersensiblen Bereich. Diese Gebiete sind durch den Einfluss 

von Wasser geprägt und werden anhand der Moore, Auen, Gleye und Kolluvien ab-

gegrenzt. Sie kennzeichnen den natürlichen Einflussbereich des Wassers, in dem 

es zu Überschwemmungen und Überspülungen kommen kann. Nutzungen können 

hier beeinträchtigt werden durch über die Ufer tretende Flüsse und Bäche, zeit-

weise hohen Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder zeitweise hoch anste-

hendes Grundwasser. Im Unterschied zu amtlich festgesetzten oder für die Festset-

zung vorgesehenen Überschwemmungsgebieten kann bei dieser Fläche nicht an-

gegeben werden, wie wahrscheinlich Überschwemmungen sind. Die Flächen kön-

nen je nach örtlicher Situation ein kleines oder auch ein extremes Hochwasserer-

gebnis abdecken. Die wassersensiblen Bereiche werden auf der Grundlage der 

Übersichtsbodenkarte im Maßstab 1:25.000 erarbeitet. 

Die Entwässerungseinrichtungen sind im Detail in den planfestgestellten Unterla-

gen 9.1.1b und 9.1.2b, Lagepläne Einzugsflächen Entwässerung M 1:500, darge-
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stellt. Die Dimensionierung der Entwässerungsanlagen sowie die angesetzten Ein-

zugsflächen des Niederschlags sind in der planfestgestellten Unterlage 9.2b, Ent-

wässerungstechnische Berechnungen, aufgeführt. 

Grundsätzlich ist vorgesehen, anfallenden Niederschlag im Homogenbereich C, der 

sich im Bereich des geplanten Abstellgleises West sowie östlich der bestehenden 

Einfahrt der Gleise in das Werk der Antragstellerin befindet, ungefasst flächig zu 

versickern. Im mittig dazwischenliegenden Homogenbereich B, der einen Großteil 

des Bereichs der neu zu errichtenden Gleise A und B umfasst, soll anfallendes 

Oberflächenwasser über die Neigung der Planumsschutzschicht seitlich abgeleitet 

und den neu zu errichtenden Entwässerungseinrichtungen zugeführt werden, die 

das Wasser in Rigolen in Homogenbereich C zuführen, wo das Wasser linienförmig 

versickert wird. Die Entwässerung der neuen Anlagen erfolgt demnach analog zum 

Bestand, der keinerlei Entwässerungsanlagen aufweist. 

Gemäß der Stellungnahme zum geotechnischen Bericht, planfestgestellte Unter-

lage 10.2, liegt der anzusetzende mittlere höchste Grundwasserstand bei 358,5 m 

im Westen und bei 357,5 m im Osten. Demnach liegt der mittlere höchste Grund-

wasserstand etwa 1 bis 2 m unter der Schienenoberkante der neuen Gleisanlagen. 

Im Falle von flächiger Versickerung ist die in der Regel anzusetzende Sickerstrecke 

von 1,0 m eingehalten. Die ebenso für die Entwässerung erforderlichen Rigolen lie-

gen mitunter tiefer, sodass die Sickerstrecke hier möglicherweise geringer ausfällt. 

Um sicherzustellen, dass die Gleisentwässerung des bestehenden Streckengleises 

durch die Überbauung und die Verdichtung des Planums gewährleistet bleibt, wird 

im Bereich des Abstellgleises ein Sickerstrang vorgesehen. Dieser ist rechnerisch 

für die schadlose Ableitung des zufließenden Oberflächenwassers vom Strecken-

gleis ausgelegt. 

Im Homogenbereich B ist für die Erstellung des Bahnkörpers eine qualifizierte Bo-

denverbesserung erforderlich. Der Boden ist deshalb und wegen seiner bodenme-

chanischen Eigenschaften nicht für die die flächige Versickerung geeignet. Anfal-

lendes Niederschlagswasser wird über das Dachprofil der Planumsschutzschicht 

seitlich abgeleitet. Zwischen Gleis A und Streckengleis wird es einer neu anzule-

genden Tiefenentwässerung zugeführt. Diese leitet das Wasser in den weiter öst-

lich gelegenen Baubereich Homogenbereich C. Nördlich von Gleis B wird eine 

Dränbetonrigole geplant, die sowohl Transport- als auch Sickerfunktion hat. Ein Teil 

des anfallenden Niederschlags kann daher bereits in Homogenbereich B außerhalb 

des Lastausbreitungsbereiches versickert werden. Die Flächeninanspruchnahme 

durch diese Lösung ist außerdem geringer als durch Bahngraben. 

Im östlichen Homogenbereich C wird unmittelbar im Gleiskörper anfallendes Was-

ser flächig durch die Planumsschutzschicht versickert. Zwischen Gleis A und Stre-

ckengleis wird die Tiefenentwässerung in diesem Abschnitt mit einem Vollsickerrohr 

und der Filter ohne bindigen Bodenkeil ausgeführt, sodass die Tiefenentwässerung 

die Funktion einer Rohrrigole übernimmt. Das aus Homogenbereich B zufließende 

Wasser wird hier zusätzlich zu dem rechnerisch unter Umständen aus dem Stre-

ckengleis anfallenden Niederschlagswasser der Vorflut zugeführt. 

Links der Bahn, nördlich von Gleis B, wird eine Dränbetonrigole geplant, die sowohl 

Transport- als auch Sickerfunktion hat. Im Homogenbereich C erfüllt sie lediglich 

die Funktion als Rigole, um Wasser, das in den Dränbetonrigolen in Homogenbe-

reich B nicht versickert werden konnte, zu versickern. 



 
 
 
 
 
 

 - 18 - 

 

Als Spül- und Kontrollschächte sind alle 50 m Kunststoffschächte vorgesehen. 

Die Antragstellerin hat in ihren Planungen vorgesehen, nur Schächte und Rohrlei-

tungen vorzusehen, die eine Zulassung des Eisenbahn-Bundesamts für den inne-

ren und äußeren Druckbereich von Bahnlasten aufweisen.  

Wasserrechtlich sind keine Verbotstatbestände oder Genehmigungsvorbehalte ge-

geben. Eine Freilegung von Grundwasser während der Baumaßnahme ist nicht zu 

erwarten.  

Auch die bestehenden wasserrechtlichen Sachverhalte bezüglich der Betriebsanla-

gen der Eisenbahnen des Bundes ändern, wie die Stellungnahmen der Fachbehör-

den im Verfahren ergeben haben, sich durch das Vorhaben nicht wesentlich. 

Aus wasserwirtschaftlicher und wasserrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken 

gegen das Vorhaben, soweit die einschlägigen Arbeitsblätter und Merkblätter der 

Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) beachtet 

werden. Diesbezüglich wird die Nebenbestimmung II.4.1 festgesetzt.  

Zum Schutz des Grundwassers sind bei stofflichen Belastungen des einzuleitenden 

Niederschlagswassers entsprechende Reinigungseinrichtungen vorzusehen. Hier-

bei ist bei Gleisanlagen insbesondere ein möglicher Herbizideinsatz zu berücksich-

tigen. In der vorliegenden Planung ist jedoch keine Reinigung vorgesehen. 

Aus den Antragsunterlagen geht eine hydraulisch ausreichende Versickerungsleis-

tung hervor. Bei ungünstigen Bedingungen kann ein erhöhter Grundwasserstand 

jedoch dazu führen, dass eine Versickerung nicht dauerhaft möglich ist.  

Um eine Selbstabdichtung der Versickerungsanlage durch die in den Nieder-

schlagsabflüssen mitgeführten Stoffe zu vermeiden, wurde vom Wasserwirtschafts-

amt Landshut im Rahmen des Verfahrens empfohlen, grundsätzlich Absetzbereiche 

bzw. Filtereinrichtungen vorzuschalten, die auch mit einer Einrichtung zum Rückhalt 

von Leichtstoffen ausgerüstet sind. Diese Vorkehrungen können ggf. kostenintensi-

ven Sanierungsmaßnahmen bei Schadensfällen vorbeugen und sind auch im Hin-

blick auf die Vorbeugung von Schadensfällen im Eisenbahnbetrieb zielführend. Da-

her wird diesbezüglich die Nebenbestimmung II.4.2 festgesetzt. 

Die Festsetzung weiterer wasserrechtlicher Nebenbestimmungen ist nicht erforder-

lich. 

 

 

G.  Gesamtergebnis 

 

In der im Planfeststellungsverfahren zu leistenden Abwägung der öffentlichen Be-

lange in betrieblicher, baulicher, verkehrlicher und wirtschaftlicher Hinsicht sowie der 

Umweltauswirkungen und der öffentlichen und privaten Belange untereinander über-

wiegen die Belange zugunsten des Vorhabens.  

Die Erweiterung der Gleisanlagen der Antragstellerin ist aus betrieblicher und ver-

kehrlicher Sicht sinnvoll und erforderlich. 

Die Eisenbahnbetriebsanlagen können nahezu vollständig auf bereits im Besitz der 

Antragstellerin befindlichem Grund errichtet werden. Die verbleibenden Beeinträch-

tigungen der Anlieger sowie der Allgemeinheit erscheinen hinnehmbar, insbesondere 

da auch hinsichtlich der Bauweise, soweit möglich, Rücksicht genommen wird. 

Auch die durch das Vorhaben ausgelösten Eingriffe in Natur und Landschaft wer-

den durch die im landschaftspflegerischen Begleitplan erarbeiteten Vermeidungs- 
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und Ausgleichsmaßnahmen und die angeordneten Nebenbestimmungen weitestge-

hend reduziert. Die bestimmungsgemäße Nutzung der Anlage führt zudem letzt-

endlich zur Verminderung des Verkehrs auf der Straße, was sich auf den Natur-

haushalt allgemein positiv auswirkt; auch die als Straßenanlieger und Verkehrsteil-

nehmer betroffenen Menschen werden damit im Ergebnis entlastet. 

Die Pläne können deshalb unter den aufgeführten Nebenbestimmungen festgestellt 

werden. 

 

 

H. Kosten 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 18 AEG i. V. mit Art. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 und 10 

Abs. 1 Nr. 2 und 3. des Kostengesetzes (KG). Die Höhe der Kosten wird mit geson-

dertem Bescheid festgesetzt. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann Klage erhoben werden. Die Klage 

muss innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Planfeststellungsbe-

schlusses beim Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg, Haidplatz 1, 93047 

Regensburg (Postanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg) 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 

Gerichts erhoben werden. 

Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg auch elektro-

nisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. In der 

Klage muss der Kläger, der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand 

des Klagebegehrens bezeichnet werden, ferner sollen ein bestimmter Antrag ge-

stellt und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angegeben 

werden. Der Klageschrift soll dieser Planfeststellungsbeschluss beigefügt werden - 

in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung -, ferner zwei Abschriften oder Ablichtun-

gen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ge-

nannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz 

der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 

01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 

 

Possart 

Regierungsdirektor 


